
           

 

Dresden, 29.02.2024 

 

Recht auf Arbeit, anstatt populistische Arbeitspflicht-Debatten 

 
PRO ASYL und alle Landesflüchtlingsräte lehnen die Arbeitspflicht für Geflüchtete ab 
und fordern stattdessen die Aufhebung aller Arbeitsverbote für geflüchtete Menschen. 
 
“Es ist rassistisch und menschenverachtend zu suggerieren, dass Geflüchtete arbeitsunwillig 
seien, die man jetzt zur Arbeit unter ausbeuterischen Verhältnissen zu 80 Cent pro Stunde 
verpflichten müsse – während viele von ihnen schlichtweg nicht arbeiten dürfen," sagt Tareq 
Alaows, flüchtlingspolitischer Sprecher von PRO ASYL. “Statt politischer Stimmungsmache 
gegen Geflüchtete, sollten endlich alle Arbeitsverbote für Geflüchtete und die Duldung-Light-
Regelung aufgehoben werden – ein bisher nicht erfülltes Versprechen des Koalitionsvertrags 
der Ampel-Regierung”, so Alaows weiter. 
  
“Wenn Geflüchtete mit Sanktionen belegt werden können, wenn sie prekäre 
Arbeitsgelegenheiten ablehnen, hat das nichts mit fairen Beschäftigungsverhältnissen zu tun, 
sondern grenzt an Zwangsarbeit. Statt eine sinnvolle und nachhaltige Migrationspolitik 
voranzubringen, wird hier erneut deutlich, dass die Politik lieber weiterhin den 
menschenfeindlichen Diskurs der letzten Monate befeuert und damit dem Rechtsruck in der 
Gesellschaft und der Stigmatisierung von Geflüchteten Vorschub leistet”, sagt Dajana Strunz 
vom Sächsischen Flüchtlingsrat. 
 
Mit einer Arbeitspflicht wird das rassistische Narrativ über Schutzsuchende, denen zu Unrecht 
unterstellt wird, nicht arbeiten zu wollen, reproduziert. Dabei sind die hausgemachten 
gesetzlichen Restriktionen und komplizierten Verbote, die den Zugang zum Arbeitsmarkt für 
Asylsuchende und Geduldete versperren, der Grund, dass viele Geflüchtete nicht arbeiten – 
nicht eine fehlende Arbeitsbereitschaft bei den Menschen.  
 
Es braucht echte Lösungen 
 
Statt auf diese Scheindebatte aufzuspringen, fordern PRO ASYL und die Landesflüchtlingsräte 
von den Länderchef*innen lösungsorientierte Vorschläge. So würden beispielsweise schon die 
ausgebaute Förderung von Deutschkursen und einige gesetzliche Änderungen dazu 
beitragen, viel mehr Geflüchteten die Aufnahme einer Arbeit zu ermöglichen. Dies zeigen nicht 
zuletzt die Analysen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Darin wird bestätigt, 
dass mit dem Erlernen der deutschen Sprache und mit der Streichung des 
Beschäftigungsverbots die Zahl der erwerbstätigen Geflüchteten signifikant steigen würde. 
Weiterhin würden mit der Streichung aller Arbeitsverbote die Ausländerbehörden massiv 
entlastet und Geflüchtete könnten sich direkt auf Arbeitsstellen bewerben, ohne durch die 
monatelangen Erlaubnisverfahren bei den Behörden von der Arbeitsaufnahme abgehalten zu 
werden.  

https://www.proasyl.de/news/der-steinige-weg-in-den-arbeitsmarkt-fuer-gefluechtete-menschen/
https://doku.iab.de/kurzber/2023/kb2023-13.pdf

